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Achte Durchführungsbestimmung* 
zum

Gesetz über Devisenverkehr und Devisenkontrolle.
(Behandlung von Zahlungsmitteln und anderen 

Devisenwerten ein-, aus- und durchreisender 
Devisenausländer)

Vom 22. März 1956

Auf Grund des § 15 Abs. 2 des Gesetzes vom
8. Februar 1956 über Devisenverkehr und Devisenkon­
trolle (Devisengesetz) (GBl. I S. 321) wird zu § 9 Abs. 2 
des Gesetzes folgendes bestimmt:

§ 1
(1) In die Deutsche Demokratische Republik ein­

reisende Devisenausländer sind verpflichtet, die von 
ihnen mitgeführten ausländischen Zahlungsmittel den 
Grenzkontrollorganen vorzuweisen und berechtigt, 
diese Zahlungsmittel bei den Grenzwechselstellen für 
den Aufenthalt ganz oder teilweise in Deutsche Mark 
der Deutschen Notenbank einzuwechseln.

(2) Wird ein Umtausch gemäß Abs. 1 nicht oder nur 
teilweise vorgenommen, so hat der Reisende Art und 
Betrag der mitgeführten ausländischen Zahlungsmittel 
in eine Devisenbescheinigung einzutragen, die Richtig­
keit der Eintragung durch seine Unterschrift zu be­
stätigen und dann die Devisenbescheinigung den Grenz­
kontrollorganen zur Gegenzeichnung und Paßeintra­
gung über den Besitz der Devisenbescheinigung vorzu­
legen. — Werden keine ausländischen Zahlungsmittel 
mitgeführt, so ist hierfür ebenfalls eine Bescheinigung 
auszustellen (Negativ-Bescheinigung), die beim Ver­
lassen der Deutschen Demokratischen Republik den 
Grenzkontrollorganen auszuhändigen ist.

(3) Gegen Vorlage der im Abs. 2 genannten Devisen­
bescheinigung können ausländische Zahlungsmittel 
auch bei allen Niederlassungen der Deutschen Noten­
bank und anderen dazu berechtigten Kreditinstituten 
zum Umtausch gebracht werden. Umgewechselte Be­
träge sind von der Devisenbescheinigung abzu­
schreiben.

(4) Die Mitführung ausländischer Zahlungsmittel 
ohne Devisenbescheinigung ist nicht statthaft.

§ 2
^(1) Ein Rücktausch von Deutscher Mark der Deut­
schen Notenbank, die entsprechend § 1 Absätze 1 und 3 
erworben wurden, in ausländische Zahlungsmittel fin­
det nicht statt.

(2) Nicht verausgabte Beträge in Deutscher Mark der 
Deutschen Notenbank sind vor Ausreise, spätestens bei
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der Grenzwechselstelle auf ein auf den Namen des 
Devisenausländers lautendes Devisenausländerkonto 
bei der Deutschen Notenbank einzuzahlen.

§ 3
Ausreisende Devisenausländer sind verpflichtet, beim 

Verlassen der Deutschen Demokratischen Republik bei 
ihnen verbliebene Zahlungsmittel ausländischer Wäh­
rung den Grenzkontrollorganen vorzuweisen und be­
rechtigt, diese Zahlungsmittel gegen Rückgabe der 
Devisenbescheinigung wieder auszuführen.

§ 4
(1) Devisenausländer, die zur Erreichung eines außer­

halb der Deutschen Demokratischen Republik gelege­
nen Reiseziels das Gebiet der Deutschen Demokrati­
schen Republik durchreisen, müssen für die von ihnen 
mitgeführten ausländischen Zahlungsmittel im Besitz 
einer Devisenbescheinigung, und soweit solche nicht 
mitgeführt werden, einer Negativ-Bescheinigung ent­
sprechend § 1 dieser Durchführungsbestimmung sein, 
sofern nicht die Reise durch das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik unter Zollaufsicht erfolgt.

(2) Unbeschadet des Abs. 1 sind in derartigen Fällen 
durchreisende Devisenausländer berechtigt, Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank entsprechend § 1 Ab­
sätze 1 und 3 dieser Durchführungsbestimmung zu er­
werben, zu verwenden und bei Nichtverbrauch auf ein 
Devisenausländerkonto einzuzahlen.

(3) Die Durchfuhr ausländischer Zahlungsmittel ohne 
Devisenbescheinigung ist nicht statthaft.

§ 5
(1) Edelmetalle, Edelsteine und Perlen (hierzu zählen 

auch Schmuckgegenstände aus diesem Material) dürfen 
von Devisenausländern bei Reisen in die Deutsche 
Demokratische Republik mitgeführt werden.

(2) Die Mitführung von Edelmetallen, Edelsteinen 
und Perlen kann auf der Devisenbescheinigung ver­
merkt werden.

(3) Die im Abs. 1 genannten Gegenstände dürfen an 
Deviseninländer ohne Genehmigung nach § 10 Abs. 2 
des Gesetzes nicht veräußert, verpfändet oder verliehen 
w’erden.

§ 6
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Mai 1956 

in Kraft.
Berlin, den 22. März 1956

Ministerium der Finanzen
I. V.: M. S c h m i d t  

Erster Stellvertreter des Ministers
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